Branchenkonferenz Ausbaugewerbe: 100 Franken mehr Mindestlohn und besserer Schutz gegen Lohndumping!


An ihrer heutigen Branchenkonferenz fordern die Delegierten aus dem Ausbaugewerbe für nächstes Jahr 100 Franken mehr Mindestlohn und mindestens 1% Lohnerhöhung für alle. Denn das Ausbaugewerbe boomt und die Löhne sind ohne Grund deutlich tiefer als im Bauhauptgewerbe. Zudem verlangen die Delegierten die Einführung einer verbindlichen Solidarhaftung zum Schutz vor Lohndumping.
Das Ausbaugewerbe boomt, die Auftragsbücher sind randvoll. Eine deutliche Lohnerhöhung ist darum überfällig. Zudem verdienen die Arbeitnehmenden im Ausbaugewerbe ohne Grund viel weniger als Bauarbeiter.
Mindestlöhne müssen steigen.
Auch die Arbeitgeber müssen einsehen: Bleiben die Löhne stehen, wird es schwieriger Nachwuchs zu finden. Und bleiben die Mindestlöhne tief, freut das die Firmen, welche sich mit Dumpinglöhnen Marktvorteile verschaffen. Umso mehr als die effektiv bezahlten Löhne im Ausbaugewerbe im Durchschnitt deutlich höher sind als die GAV-Mindestlöhne. Anständige Mindestlöhne nützen der Branche und schützen gegen Lohndumping!
Mindestens 1 Prozent für alle.
Dieses Jahr wird die Teuerung voraussichtlich negativ ausfallen. Doch die Produktivität ist in den vergangenen Jahren stark gestiegen. Davon sollen die Arbeitnehmenden, welche hart gearbeitet haben, auch etwas bekommen. Die Delegierten aus dem Ausbaugewerbe fordern darum eine Lohnerhöhung von 100 Franken auf den Mindestlöhnen und mindestens 1% für alle. Das ist vernünftig, finanzierbar und auch notwendig, denn allein die Krankenkassenprämien steigen im Schnitt rund 3%. Zudem ist die Binnennachfrage in der Schweiz die wichtigste Stütze der Konjunktur. Wenn die Arbeitgeber sogar dort wo die Wirtschaft boomt die notwendigen Lohnerhöhungen verweigern, dann wird sie so die Konjunktur abwürgen und eine tiefe Wirtschaftskrise in der Schweiz wird wahrscheinlich.
Solidarhaftung jetzt!
Die Delegierten aus dem Ausbaugewerbe forderten an ihrer Branchenkonferenz auch die rasche Einführung einer verbindlichen Solidarhaftung. Nur so ist es möglich, die Arbeitnehmenden wirksam vor Lohndumping zu schützen. Die Delegierten kritisierten die Ständeratskommission scharf, welche am vergangen Dienstag die Einführung einer verbindlichen Solidarhaftung ablehnte.
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